
chenden Kontingente an dieMitglieder, in diesem Fall alle Gas-, Wasser- und Elektrizi¬
tätsversorgungsbetriebe des Saarlandes, zuständig. In der Praxis arbeiteten die Aus¬

schüsse wenig effektiv und wurden nach der Bildung fachlicher Unternehmerorganisa¬
tionen aufgehoben37 .

In einer Aktionärsbesprechung der VSE am 28.02.1946, an der nur die saarländischen
Aktionäre teilnahmen, empfahl Regierungspräsident Dr. Neureuter den Übergang der
Preußenelektra-Aktien auf das Regierungspräsidium Saar, um Unsicherheiten bezüg¬

lich des künftigen Schicksals preußischen Vermögens entgegenzuwirken und mögli¬
chen Schwierigkeiten seitens der französischenMilitärregierung wegen derBeteiligung
eines reichsdeutschen Unternehmens auszuweichen38

. Rund ein Jahr später stellte
sich nach Auflösung des Staates Preußen durch das Kontrollratsgesetz Nr. 4639 erneut
die Frage eines Überganges des Vermögens des preußischen Staates auf die Nachfolge¬
staaten (Art. III), in diesem Fall also des Preußenelektra-Aktienpaketes der VSE auf die
Verwaltungskommission des Saarlandes40 . Alle Bemühungen um eine Aktienübertra¬
gung scheiterten an der ungewissen rechtlichen Lage und wurden unter dem Vorrang
der Bearbeitung aktueller Probleme auf spätere Zeiten verschoben.
Das Referat Energie verfocht aber auch in Zukunft den Plan einer einheitlichen Zusam¬

menfassung der saarländischen Elektrizitätsversorgung und sah eine günstige Gelegen¬

heit durch die sich festigende, von der Entwicklung in den anderen Besatzungszonen
abgesonderte Stellung des Saarlandes. So faßte man den Gedanken, die vom RWE ver¬

sorgten Teile des Saarlandes durch Aktienkauf zur VSE hinzuzuschlagen41 . Bereits im
Sommer 1946 hatten mit dem RWE Verhandlungen stattgefunden, die eine Versor¬

gung der neu zum Saarland geschlagenen Gebietsteile (Restkreis Wadern, Amtsbezirk
Nonnweder des Kreises Trier-Land, Kreis Saarburg undweitere Gemeinden der Kreise
Trier-Land und Birkenfeld) sicherstellen sollte42 . Das RWE versprach die Einrichtung
einer selbständigen VerwaltungsstelleMerzig für die genannten und die bislang besorg¬

ten Bereiche, wollte abermit Rücksicht auf die politische Verbundenheit mit dem Saar¬

land von der Bildung einer eigenständigen Tochtergesellschaft Abstand nehmen.
Kurze Zeit später scheiterten mehrere Versuche der betroffenen Landräte, über die
„kommunale Aufnahmegruppe“ als Saarvertreter in den Aufsichtsrat des RWE zu ge¬

langen, an der Mehrheit der Vertreter rheinischer Landkreise. Gegen die Dominanz
von Rheinland-Westfalen im RWE versuchten die Landräte von Merzig, Saarburg und
Ottweiler daraufhin, sich mit den entsprechenden Vertretern der restlichen französi¬
schen Besatzungszone zusammenzuschließen und die im französischen Einflußbereich
liegenden Versorgungsteile selbständig vom RWE abzusondern43 . Auch die französi¬
scheMilitärregierung unterstützte die Bestrebungen zurVereinheitlichung der saarlän¬
dischen Elektrizitätsversorgung durch verschiedene Anordnungen. Im nördlichen

37 LA Sbr. MW 614, 18.11.1946; vgl. auch 25 Jahre Fachverband (1974), S. 48.
38 LA Sbr. MW 551, 28.02.1946.
39 Kontrollratsgesetz Nr. 46 v. 25.02.1947, in: Journal Officiel, 2ème Année No. 58 v.

04.03.1947.
40 LA Sbr. MW 551, 14.06.1947.
41 Ebd. MW 616, 04.07.1947.
42 Ebd., Bericht über Verhandlungen in Essen am 23./24.08.1946.
43 Ebd. MW 582, 12.12.1946, 12.04.1947; ebd. Best. Verwaltungskommission Nr. 57, 04./06./

11.03.1947.
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